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BESCHEID
Über lhr Ansuchen vom '18.03.2014, eingelangt am 21.3.2014, ergeht durch den
Bürgermeister als Baubehörde l. lnstanz folgender

SPRUCH

Gem. § 14 i.V.m. § 23 Abs. 1. der Nö Bauordnung 1996 (Nö BO 96), in der derzeit
geltenden Fassung, wird lhnen die

Baubewilligung

für den Abriss des Hofgebäudes und Errichtung eines Neubaus samt Tiefgarage

auf der Liegenschaft in 2100 Korneuburg, Hauptplatz 22, Gst. Nr: .243, EZ: 39,
KG Korneuburg erteilt.

Folgende Auflagen und Vorschreibungen sind einzuhalten:

'1. Vor Beginn ist der Bauführer namhaft zu machen.

2. Der Baubeginn ist dem Bauamt schriftlich anzuzeigen.

3. Vor Beginn jeglicher Bauarbeiten ist ein Beweissicherungsverfahren aller
Liegenschaften, Gebäude und baulichen Anlagen, welche durch die
Bauarbeiten beeinträchtigt werden könnten, durchzuführen. über das
Ergebnis der Beweissicherung ist mit den jeweiligen Anrainern ein protokoll
zu verfassen.
Die Bauwerke der Liegenschaften Hauptplatz 21 und 23 sind jedenfalls einer
Beweissicherung zu unterziehen.

4. Vor Baubeginn ist das Einvernehmen mit dem Stadtservice Korneuburg,
(Herrn Maurer Tel.: 02262 77 O 502) herzustellen.
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5. Aufgrund der hydraulischen Überlastung des öffentlichen Straßenkanals in

diesem Bereich ist eine Einleitung der im Bereich des gegenständlichen
Zubaus anfallenden Regenwässer nicht möglich und sind diese daher auf
Eigengrund zur Versickerung zu bringen.

6. lnnen liegende Nassräume, welche über kein Fenster verfügen, sind ins Freie
zu entlüften.

7. Das Bauwerk muss derart geplant und ausgeführt sein, dass es während
seines gesamten Lebenszyklus weder die Hygiene noch die Gesundheit und
Sicherheit der Benützer und der Nachbarn gefährdet und sich über seine
gesamte Lebensdauer hinweg weder bei Errichtung noch bei Nutzung oder
Abbruch übermäßig stark auf die Umweltqualität oder das Klima auswirkt.

8. PKW-Abstellplätze:
Für das verfahrensgegenständliche Gebäude sind 1 8 PKW-Pflichtstellplätze
zu errichten und zu erhalten.

9. Fahrradstellplätze:
Für das verfahrensgegenständliche Gebäude sind 15 Fahrradstellplätze zu
errichten und zu erhalten.

10. Sollten Umbauarbeiten auf öffentlichem Gut notwendig sein
(Gehsteigauffah rtsrampe, versetzen von Masten oder Ansch lusskästen,
Grünflächen etc.), so sind diese auf Kosten des Bauwerbers im
Einvernehmen mit dem Stadtbauamt (Herr lng. Walter 770 DW 315)
herzustellen. Eine Genehmigung solcher Maßnahmen ist nicht Bestandteil
dieser Bewilligung.

11. Tür- und Torflügel dürfen in keiner Stellung in den öffentlichen Straßenraum
ragen.

12. Betreffend die Anschlusspflicht an die öffentliche Wasserleitung ist das
Einvernehmen mit der Stadtgemeinde, Städt. Wasserversorgung,
herzustellen.
Bei Baufertigstellung ist gem. § 13 NÖ Gemeindewasserleitungsgesetz 1978
eine Veränderungsanzeige bei der Stadtgemeinde, Städt. Wasserversorgung,
einzubringen (gebührenfrei).

13. Details der Ausbildung der Anschlussflächen an das öffentliche Gut sind mit
dem Stadtbauamt Korneuburg Abt. 3, Herrn lng. Walter (Tel.02262770 315)
vor Baubeginn abzuklären.

14. Jede Wohneinheit ist mit einer Anschlussmöglichkeit an eine Abgasanlage
auszustatten.

ll. Bautechnik

'15. Bauwerke mit Aufenthaltsräumen sowie sonstige Bauwerke, deren
Verwendungszweck dies erfordert, müssen in all ihren Teilen gegen das
Eindringen und Aufsteigen von Wasser und Feuchtigkeit aus dem Boden
geschützt werden. Das Fußbodenniveau von Aufenthaltsräumen zum
Wohnen muss mindestens 50cm über dem höchsten örtlichen
Grundwasserspiegel liegen.

'sr{16. Die Anforderungen bzgl. des Schallschutzes gemäß OIB-Richtlinie 5 sind- 
einzuhalten.



17.

18.

19.

20.
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Die Anforderungen bzgl. des Brandschutzes gemäß OIB-Richtlinie 2, Tabelle
1a und 1 b, sind einzuhalten.

Die Anforderungen bzgl. allfälliger Verglasungen gemäß OIB-Richtlinie 4,
Absatz 5.1 bis 5.3, sind einzuhalten.

Der Zubau ist mit einer Blitzschutzanlage auszustatten.

Bei Dächern mit einer Neigung von mehr als 25' sind bauliche Maßnahmen
gegen das Abrutschen von Schnee und Eis auf Nachbargrundstücke und
allgemein zugängliche Bereiche zu treffen.

Die Mündungen von Abgasanlagen sind so zu situieren, dass eine
Beeinträchtigung von Personen durch Abgase vermieden wird und
einwandfreie Zugverhältnisse gewährleistet sind.
Die Mündungen von Abgasanlagen müssen so hoch geführt werden, dass sie
innerhalb eines horizontalen Umkreises von 10 m die Sturzunterkanten aller
öffenbaren Fenster von Aufenthaltsräumen sowie die Oberkante von
Zuluftöffnungen von Lüftungsanlagen um folgende Mindestwerte überragen:

- 3 m, wenn die Mündung vor einem Fenster bzw. einer Zugluftöffnung
liegt,

- ansonsten 1 Meter

Für den Lift ist ein gesondertes Ansuchen um behördliche Bewilligung zu
stellen.

Die Anforderungen bzgl. Absturzsicherungen gemäß OIB-Richtlinie 4, Absatz
4., sind einzuhalten.

Die Anforderungen bzgl. Lüftung und Beheizung gemäß OIB-Richtlinie 3,
Absatz 10., sowie gemäß OIB-Richtlinie 2, Tabelle 2, sind einzuhalten.

Die gemeinsame Feuermauer an der gemeinsamen seitlichen
Grundstücksgrenze zut Liegenschaft Hauptplatz 21 darf nicht abgebrochen
werden. Die lastabtragende und die raumabschließende Wirkung muss stets
gewahrt bleiben. Der Abbruch darf nur jene Gebäudeteile umfassen, in denen
tatsächlich zwei getrennte Feuermauern bestehen.

Die Bauwerke der Liegenschaft Hauptplatz 21 sind gem. Baugruben-
Sicherungskonzept des BM Herbert Strohmaier zu sichern.

lll. Brandschutz

27. Über die ordnungsgemäße Ausführung der Brandmeldeanlage gem. TRVB
S123 - im Schutzumfang Einrichtungsschutz (Lokale, Atrium, inkl.
Ausgangsbereich aus Atrium), ist ein Abnahmebericht bzw. Revisionsbericht
einer hierzu befugten Stelle zu erstellen. Dieser ist im Betrieb aufzubewahren
und der Behörde auf Verlangen vorzulegen.

28. lm Bereich der Garage, Stiegenhaus Nord ist eine akustische und optische
Alarmierung vorzusehen, die über die Brandmeldeanlage angesteuert wird.

.,;;. . lm Falle einer Alarmierung bzw. eines auftretenden Brandalarmes darf dieses
Stiegenhaus nicht benützt werden. Ein entsprechendes Hinweisschild ist in
diesem Bereich anzubringen.

21 .

22.

23.

24

25.

26.
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29. Die Stiegenhausbrandrauchentlüftungen sind gem. TRVB S 1 1 t herzustellen
und zu betreiben. Über die ordnungsgemäße Ausführung ist ein Nachweis der
ausführenden Fachfirma aufzubewahren und der Behörde auf Verlangen
vorzulegen.

30. Die vorgesehenen Mittel der ersten und erweiterten Löschhilfe sind gemäß
der Richtlinien TRVB F 124 im Einvernehmen mit der Ortsfeuerwehr zu
montieren und gemäß Kennzeichnungsverordnung gut sichtbar und dauerhaft
zu kennzeichnen.

31. lm Bereich der Rauchabzugsöffnung der Garage sind auf Grund der Lage
(nahe der Grundgrenze) Maßnahmen zur Verhinderung eines
Brandüberschlages (2.8. Brandwandverlängerung an der Grundgrenze, El90
Verkleidung an der Schachtaußenseite) unter Berücksichtigung des
erforderlichen Öffnungsquerschnittes (0,5% der Garagengrundfläche)
notwend ig.

32. Es sind Brandschutzpläne gemäß der Richtlinie TRVB O 121 zu erstellen.
Eine Parie ist nachweislich dem örtlichen Feuerwehrkommando zu
übergeben. Eine weitere Parie ist im Plankasten im Bereich der
Brandmeldezentrale (bzw. dem Feuerwehrbedienfeld) sowie bei der örtlichen
Feuenruehr zu hinterlegen.

33. Sämtliche Kabel- und Leitungsführungen durch brand- und
rauchabschnittsbildende Bauteile sind brandbeständig (oder müssen
mindestens jene Brandwiderstandsklasse aufweisen wie der bestehende
Raumabschluss- z.B. El90) abzuschotten. Der Einbau der
Brandschutzklappen hat gem. ÖltORM H 6025 bzw. ÖNORM H 6031 zu
erfolgen.

34. Sämtliche brandschutztechnische Einrichtungen, Betätigungsstellen für
Brandschutzeinrichtungen und Notausgänge sind gemäß
Kennzeichnungsverordnung gut sichtbar und dauerhaft zu kennzeichnen.

35. Der 2. Rettungsweg für die Wohnung im Dachgeschoß ist durch bauliche
Maßnahmen, unabhängig von der Rettung durch die örtliche Feuerwehr, bis
Niveau Gelände sicherzustellen.

36. lm Bereich des Zuganges in der Schaumannstraße ist ein Schlüsseltresor
und ein Plankasten für Brandschutzpläne und dgl. bereitzustellen.

37. ln der Schleuse zwischen Tiefagarage und Stiegenhaus Schaumannstraße ist
eine Trockensteigleitung zu installieren. Der Einspeisepunkt ist mit der
örtlichen Feuenruehr zu definieren.

lV. Fertigstellung

38. Vor Fertigstellung sind auf Verlangen sämtliche statische Nachweise
vorzulegen.

37. Nach Baufertigstellung hat der Bauherr dies, gem. § 30 (Fertigstellung) NÖ
Bauordnung 2014 (NÖ BO 't4)der Baubehörde anzuzeigen. Anzeigepflichtige

. r.ii, ,. Abweiöhungen sind in dieser Anzeige anzuführen.



39. DerAnzeige nach § 30 nOs. t ruö äO 14 sind anzuschließen:

ein Lageplan mit der Bescheinigung des Bauführers oder der Eintragung der
Vermessungsergebnisse über die lagerichtige Ausführung (§ 30 Abs. 2 Nö
BO 14) des Bauvorhabens (2-fach),

bei anzeigepflichtigen Abweichungen (§ 15 Nö BO 14) ein Bestandsptan 2-
fach

eine Bescheinigung des Bauführers über die bewilligungsgemäße Ausführung
des Bauwerks.

40. Folgende Befunde und Bescheinigungen sind dem Stadtbauamt vorzulegen:

Bescheinigung des Heizungsinstallateurs über die vorschriftsmäßige
Aufstellung des Wärmeerzeugers.

Befund eines Rauchfangkehrers über den vorschriftsmäßigen Anschluss der
Heizungsanlage an den Schornstein.

Abnahmebefund der elektrischen Anlagen

Brandschutzpläne gem. TRVB O 121

Der Nachweis über die ausreichende Versickerungsfähigkeit unter Einhaltung
aller einschlägigen Fachvorschriften ist durch einen befugten Fachmann
durchzuführen.

Diese Bewilligung umfasst das Recht zur Ausführung des Bauwerkes und zu dessen
Benutzung nach Fertigstellung, wenn die in den vorangeführten Auflagen verlangten
Bescheinigungen samt Fertigstellungsmeldung erfolgt (§ 23 NÖ BO 14) sind.

An Verfahrenskosten ist gem. NÖ Gemeinde-Verwaltungsabgabentarif 201 5,
Tarifpost 29 ein Betrag von € 1.095,- zu entrichten.

BEGRÜNDUNG

Es ist geplant auf dem Grundstück in 2100 Korneuburg, Hauptplatz 22, die seitlichen
Flügeltrakte und das Gebäude entlang der Schaumannstraße abzubrechen. Der
unter Denkmalschutz stehende, am Hauptplatz situierte Teil soll im Bestand erhalten
bleiben.
Des Weiteren ist geplant, an Stelle der abgebrochenen Trakte einen Neubau zu
errichten unter welchem die neue Tiefgarage mit 22 Stellplätzen situiert ist. lm 12
Meter tiefen Trakt an der Schaumannstraße soll ein Wohngebäude mit 5 neuen
Wohneinheiten errichtet werden. Da hier die Bauklasse ll eine maximale
Gebäudehöhe von 8,00 Metern vorgibt, verfügt dieser über ein Erd-, 2 Ober- und ein
Dachgeschoß.
lm ehemaligen Hofbereich (Mitteltrakt) soll eine über 2 Ebenen verfügende
Geschäftsfläche entstehen.
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Der Anrainer Dr. Markus Mair hat in offener Frist folgende Einwände erhoben:

Mit Schreiben vom 08.09.2014:

,,Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit hebe ich Einspruch zu dem Bauvorhaben auf dem Grundstück in
Korneuburg, Hauptplatz 22, KG. Komeuburg, Gst.: 243, EZ.: 39 ein.

Grund: Das genannte Bauvorhaben, der Abiss des Gebäudes und der Neubau
scheint in erheblichem Maße, bauliche und sicherheitsrelevante Gegebenheiten am
Nachbargebäude (Hauptplatz 21, Schaumannstr. 29) schadhaft zu beeinflussen.

B auverh a ndl ung e rw ü n scht."

Mit Schreiben vom 13.10.2014:

,,Einspruch gegen das oben genannte Abriss- und Neubauvorhäben auf Hauptplatz
22 aufgrund folgender drei Hauptpunkte:

1) kein Abriss der gemeinsamen Mauer zw. Hauptplatz 22 und Hauptplatz 21 .

2) Der geplante Neubau fällt zu hoch aus (Signifikante Reduktion von
Sonneneinstrahlung auf unser Grundstück, Aussichtsentzug und allgemeine
Bee inträchtig u n g de r Leben sq u a lität)

3) Keine Tiefgarage (Bauimmissionen wie Lärm, Staub, Erschütterungen
(Übermäßige Einwirkungen auf unser Grundstück, Schäden an unserem
Haus)"

Hr. Dr. Markus Mair ergänzt seine Einwendungen im Zuge der Bauverhandlung
wie folgt:

lch fühle mich in meinen Nachbarrechten durch die Lärm- und
Luftschadstoffemissionen aus der Tiefgarage beeinträchtigt.
Gutachten bzgl. Standfestigkeit und allgemeiner Statik der Nachbargebäude auf
Grund der geplanten Grabungsarbeiten zur Errichtung der Tiefgarage sind
erwünscht.

Dazu stellt der Bausachverständige im Zuge der Bauverhandlung fest:

Zur Feststellung, inwieweit sicherheitsrelevante Gegebenheiten des
Nachbargebäudes betroffen sind, ist vor Beginn jeglicher Bauarbeiten eine
Beweissicherung d urchzuf üh ren.
lm Zuge der Bauverhandlung führt Hr. Markel als Vertreter der Bauwerberschaft
aus, dass er ein Gutachten eines Vermessungstechnikers binnen einer Frist von 3
Monaten ab Bauverhandlung vorlegen wird, aus dem hervorgeht ob und wenn ja wo
gemeinsame Feuermauern bestehen.
Die Gebäudehöhe des Neubaus entspricht den Vorgaben des Bebauungsplanes.
Die Reduktion der Sonneneinstrahlung, der Aussichtsentzug und die allgemeine
Beeinträchtigung der Lebensqualität stellen kein subjektiv-öffentliches Nachbarrecht
gem. § 6 Abs. 2 NÖ BO dar.
Die Entscheidung ob eine Tiefgarage errichtet wird oder nicht, obliegt grundsätzlich
dem Eigentümer. Bauimmissionen sind nicht Gegenstand des
Baubewilligungsverfahrens. Zur Feststellung, ob Schäden am Nachbargebäude

, f.iigntstehen, isi ein Beweissicherungsverfahren d urchzuführen.



bas Gutachten eines Statikers liegt dem Jrr"n"r.h"n bei und kann seitens der
Nachbarn, solange eine Parteistellung besteht, eingesehen werden.

Herr Markel als Vertreter des Bauwerbers nimmt dazu im Zuge der
Bauverhandlung wie folgt wie folgt Stellung:

Die von den Anrainern geäußerten Bedenken und Einwände gegen das eingereichte
Bauvorhaben sind aus unserer Sicht unzutreffend und unsubstanziert. Wir werden
der Anregung der Baubehörde Folge leisten und innerhalb einer Frist von 3 Monaten
ab Bauverhandlung zwei ergänzende Gutachten vorlegen, eines zur Frage des
genauen Grenzverlaufes und der auf den jeweiligen Grundstückgrenzen errichteten
Mauern, insbesonders unter Berücksichtigu ng der Frage, ob gemeinsame Mauern
bestehen und ein zweites Gutachten zur Frage welche Auswirkungen die geplante
Tiefgarage inklusive der notwendigen Be- und Entlüftung im Hinblick auf
Lärmemissionen und Luftschadstoffemissionen hat. Sollten die Gutachten
Abänderungen in der Planung notwendig werden lassen, ersuchen wir die Behörde
uns die Möglichkeit einer Auswechslungsplanung einzuräumen, bevor sie inhaltlich
entscheidet.
Da unser Bauvorhaben in allen Punkten die Vorgaben der NÖ BO erfüllt, ersuchen
wir die geäußerten Einsprüche abzuweisen und das Bauvorhaben entsprechend zu
genehmigen.

Mit Gutachten vom 3.6.2015 gibt Hr. Dl Ralph Marake, lngenieurskonsulenten
für Vermessungswesen, folgendes Gutachten ab:

,,Für die Liegenschaft Hauptplatz 22 in 2100 Korneuburg, Grundstück .243 wurden
die Grundgrenzen laut Feldskizze VHW 300/1936 (welche am Vermessungsamt
Komeuburg als Urkunde aufliegt bestmöglich eingearbeitet. Rechtssicherheit über
diese Grenzen gibt es aber keine, da keine Unterschriften der betroffenen
G ru ndeige ntü me r vorl iegen.
Rechtssicherheit gibt es erst dann, wenn eine Grenzverhandlung stattfindet, die
Grundeigentümer den in der Natur vozufindenden Grenzverlauf mit ihrer
Unterschrift zustimmen, ein diesbezüglicher Plan beim Vermessungsa mt eingereicht
wird und in Folge das Grundstück in den rechtsverbindlichen Grenzkataster
umgewandelt wird.
Die im beiliegenden Plan schmutzig-grün schraffiefte Mauer (Libro) steht zur Gänze
auf der Liegenschaft .242, die rot und die hellgrün schraffierte Mauern zur Gänze auf
der Liegenschaft .243 und die blau schraffiefte Mauer (Dr. Mair) zur Gänze auf der
Liegenschaft .244. im vorderen Bereich (Hauptplatzseite) nutzen die
Grundeigentümer (Gst. .243 und .244) eine Gemeinschaftsmauer, welche am Gst.
.243 steht.
Wird beabsichtigt im hinteren Bereich der Liegenschaft (Schaumannstraße) die
baulichen Objekte samt Mauern (rot und hellgrün schraffieft) abzutragen, so so//fe
vorher ein Sachverständiger für Bauwesen überprüfen, ob die blau schraffierte
Mauer als Stützmauer für den Aufbau auf der Liegenschaft .244 sfaf,sch ausreicht.
Wenn nicht, das heißt wenn dieses Gutachten über die Statik negativ ist, muss die
hellgrün schraffiefte Mauer stehen bleiben und laut Bauordnung die Grundgrenze
verlegt werden."
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Hierzu nimmt der Nachbar Dr. Mair mit Schreiben vom 12.6.2015 wie folgt
Stellung:

,,Stellungnahme zu dem Gutachten des Vermessungstechnikers Dl Marake und
anderen Gutachten:
1) Aus dem Gutachten des Vermessungstechnikers Dl Marake, das stch auf eine
Feldskizze des Jahres 1936 stützt, geht folgendes heruor:
,,lm vorderen Bereich (Hauptplatzseite) nutzen die Grundeigentümer (Gst. .243 und
. 24 4) ei ne G emei nschaftsm aue r,... "
- Diese gemeinsame Mauer auf Hauptplatzseite zw. Gst.243 und Gst.244 ist allen
beteiligten spätestens jetzt bekannt.
- -weiters geht aus dem Gutachten von Dl Marake hervor:
,,... Wird beabsichtigt im hinteren Bereich der Liegenschaft (Schaumannstraße) die
baulichen Objekte samt Mauern (rot und hellgrün schraffiert) abzutragen, so so//fe
vorher ein Sachverständiger für Bauwesen überprüfen, ob die blau schraffierte
Mauer als Stützmauer den Aufbau auf der Liegenschaft .244 sfaflsch ausreicht.
Wenn nicht, das heißt wenn dieses Gutachten über die Statik negativ ist, muß die
hellgrün schraffierte Mauer stehen bleiben und laut Bauordnung die Grundgrenze
verlegt werden..."
- -Dem ist momentan nichts hinzuzufügen. Lösungsangebot (*fett gedruckt*) aut
Seite 2.
2) Wie schon bei der Bauverhandlung, weise ich ausdrücklich darauf hin, dass unser
Gebäude unter Denkmalgeschutz steht. Das Haus ist im Kern mehrere hundeft
Jahre alt. Atle baulichen Änderungen am Nachbargrundstück (Gst.243) können
Strukturen des unseren unter Schutz stehenden Hauses (Gst.244) negativ
beeinflussen und zu eheblichem Schaden führen. Alle Kreuzgewölbe sind einzeln
zu prüfen. Gefahr in Verzug. Ausdrücklich sind alle Abbruchs-, Aushub-, und
Bauarbeiten etc. am anschließenden Grundstücksteil (i.e. der Schaumannstr.
zugewandte Seite) mit eingeschlossen.
Aus diesem Grunde wurde in der Bauverhandlung (Baubesprechungsprotokoll
datiefi mit 1 2. November 2014) ein Gutachten, das die Standfestigkeit der
Nachbargebäude aufgrund der geplanten Grabungsarbeiten behandelt eingeforderT.
lch habe Kenntnis darüber, dass das aktuell vorliegende Gutachten von Herm Dl
Nikolaus (datieft mit 27.02.2014) diesem Anspruch nicht genügt, da Dl Nikolaus
ausdrücklich folgenden Passus in seinem Gutachten eingeschließt:
,,...Verbau-, Unbrtangungs- bzw. Sicherungsmaßnahmen des Besfandes und des
Abbruches sind im Zuge der Ausf ührungsplanung zu untersuchen und sind nicht
Gegenstand dieser statischen Berechnung...."
3) lch weise darauf hin, dass der Bauwerber die von ihm freiwillig zugesagte 3-
monatsfist zu Erbringung sämtlicher Gutachten (im Baubesprechungsprotokoll vom
12. November 2014) um mehr als 4 Monate überschritten zu haben scheint.
4) Der Bauwerber hat unter wissentlicher Venuendung von unwahren Angaben
versucht eine Verlängerung der Erbringungsfrist zu erschleichen.
- - der Brief an das Bauamt der Stadtgemeinde Korneuburg vom Bauwerber (datiert
mit 05.05.2015) enthält nachweislich unwahre Angaben.
lch ersuche die Baubehörde,
o dem Bauwerber falls er es wünscht, eine Frisfuerlängerung zu gewähren um
die im Zuge der Bauverhandlung mündlich zugesagte neue Mauer (Verlauf
parallel zur grün schraffierten Mauer) in abgeändeften Bewilligungsplänen
einzureichen und zum Absc/t/uss zu kommen.
o bei nicht Erbringung der aller ausständigen Gutachten das Ansuchen um
Baugenehmigung in seiner derzeitigen Form als mangelhaft abzuweisen."



Mit Schreiben vom 8.7.2015 zieht der Vi*reter des Bauwerber das Gutachten
des lngenieurskonsulenten für Vermessungswesen Dl Ralph Marake vom
3.6.2015 zurück und übermittelt der Behörde folgendes Gutachten des Dl
Ralph Marake:

,,Für die Liegenschaft Hauptplatz 22 in 2100 Korneuburg, Grundstück .243 wurden
die Grundgrenzen laut Feldskizze VHW 300/1936 (welche am Vermessungsamt
Komeuburg als Urkunde aufliegt) bestmöglich eingearbeitet. Rechtssicherheit über
diese Grenzen gibt es aber keine, da keine Unterschiften der betroffenen
G ru n de igentü me r vorliege n.
Rechtssicherheit gibt es erst dann, wenn eine Grenzverhandlung stattfindet, die
Grundeigentümer den in der Natur vonufindenden Grenzverlauf mit ihrer
Unterschift zustimmen, ein diesbezüglicher Plan beim Vermessungsamt eingereicht
wird und in Folge das Grundstück in den rechtsverbindlichen Grenzkataster
umgewandelt wird.
Die im beiliegenden Plan schmutzig-grün schraffierte Mauer (Libro) steht zur Gänze
auf der Liegenschaft .242, die rot und die hellgrün schraffierte Mauem zur Gänze auf
der Liegenschaft .243 und die blau schraffiefte Mauer (Dr. Mair) zur Gänze auf der
Liegenschaft .244. Dott wo die blau markierte Mauer steht gibt es keine
Gemeinschaftsmauer, da hier eben zwei Mauem stehen. lm vorderen Bereich
(Hauptplatzseite) nutzen die Grundeigentümer (Gst. .243 und .244) eine
Gemeinschaftsmauer, welche am Gst. .243 steht."

Mit Schreiben vom 11.8.2015 nimmt der Nachbar Dr. Mair hierzu wie folgt
Stellung:

,,Die Liegenschaft Hauptplatz 21 in 2100 Korneuburg (Gst. .244; Mair) wurde
vermessen und es wurden die Grundgrenzen der Feldskizzen FSK 79, 133 und 137
(OVR Wruss am 04.08.-07.08.1935) eingearbeitet (siehe Plan im Anhang).
Rechtssicherheit über die Grundstücksgrenzen gibt es derzeit keine. Erst nach der
Zustimmung der Grundeigentümer über den in der Natur vorzufindenden
G renzverl a uf liegt Re chtsve rb i ndlich ke it vor.
Der denkmalgeschühte vordere Bereich der Gemeinschaftsmauer (Hauptplatzseite)
zwischen Gst. .243 und Gst. .244 ist dem Gebäude auf Gst. .244 (Mai) zugehörig
(siehe Dachfirst und interne Gewölbekonstruktion). Die Feldskizze weicht von den
Naturmaßen ab.
Der mittlere und der hintere Bereich der Gemeinschaftsmauer im Anschluss an den
denkmalgeschützten Gebäudeteil zwischen Gst. .243 und Gst. .244 befindet sich
großteils ausdrücklich auf Gst. .244 (Mair).
Sollte geplant sein, die gemeinsame Mauer teilweise oder im Speziellen im hinteren
Bereich (Seite Schaumannstraße) zwischen den Gst. .243 und .244 abzutragen,
muss dle Grundgrenze laut Bauordnung verlegt werden sodass dle Mauer erhalten
hleiht'

Dem Schreiben liegt ein nicht unterfertigtes Exemplar einer Naturaufnahme 1 :100
der Arge Vermessung, lngenieurskonsulenten für Vermessungswesen Dl Trappl, Dl
Wailzer bei.

Mit Schreiben vom 14.10.2015 nimmt hierzu wiederum der Vertreter des
Bauwerbers, Hr. Gerald Markel, Stellung wie folgt:

,,Das von Dr. Mair vorgelegte Gutachten bzw. dir darin geäußeften
Schlussfolgerungen sind inhaltlich falsch und basieren auf ungenauen Grundlagen
im Gutachten.

,D. .te. eingearbeitete Grundgrenze ist auf Höhe des EG und des Kellers praktisch zur
Glenze an der Außenmauer des Grundstücke 243, die Tenasse des Grundstückes
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244 ist nachträglich enichtet worden und zwar ohne Rücksicht auf die
Grundstückgrenzen sondern auf Ausnutzung der bestehenden Außenmauern des
Grundstückes 243. Nachdem die Außenmauer des Grundstückes 244 nur eine
gewlsse Höhe hat wurde die Ierrasse darüber unter teilweiser Nutzung der
Außenmauer des Grundstückes 243 enichtet (Befestigung der Pergola, ohne dabei
auf die Grundgrenze zu achten).

Das vorgelegte Bauvorhaben unseres Unternehmens greift jedoch in diesem Teil
ohnehin nicht in die Substanz ern, sodass der diesbezügliche Einspruch des
Grundstücksnachbam ohne Grundlage ist und aus unserer Rechtsansicht heraus
durch die Behörde zurückzuweisen ist."

Dazu stellt die Baubehörde fest:

Die Einwände des Nachbarn Dr. Mair lassen sich auf die Themenbereiche
gemeinsame Mauer an der Grundstücksgrenze, Überschreitung der Gebäudehöhe
und damit verbunden die Reduktion der Sonneneinstrahlung bzw. der Verlust an
Lebensqualität, Emissionen bzw. befürchtete Schäden aus derBauführung,
Emissionen aus dem Betrieb der Tiefgarage sowie die Standfestigkeit der Bauwerke
auf seinem Grundstück subsummieren.

Gemäß § 6 (1) 3 NÖ Bauordnung 2014 haben im Baubewilligungsverfahren
Nachbarn (das sind u.a. die Eigentümer der Grundstücke, die an das Baugrundstück
angrenzen) Parteistellung. Sie sind aber nur dann Parteien, wenn sie durch das
Bauwerk oder dessen Benützung in den in Abs. 2 erschöpfend festgelegten
subjektiv-öffentlichen Rechten berü hrt sind.
Hierzu normiert § 6 Abs. 2 BO:
Subjektiv-öffentliche Rechte werden begründet durch jene Bestimmungen dieses
Gesetzes, des NÖ Raumordnungsgesetzes, der NÖ Aufzugsordnung sowie der
Durchfü hrungsverordnu ngen zu diesen Gesetzen, die
- 1. die Standsicherheit, die Trockenheit und den Brandschutz der bewilligungs- oder
anzeigepflichtigen Bauwerke der Nachbarn (Abs. 1 Z. 4) sowie
2. den Schulz vor lmmissionen (§ 48), ausgenommen jene, die sich aus der
Benützung eines Gebäudes zu Zwecken jeder Art der Wohnnutzung ergeben,
gewährleisten und über
3. die Bebauungsweise, die Bebauungshöhe, den Bauwich, die Abstände zwischen
Bauwerken oder deren zulässige Höhe, soweit diese Bestimmungen der Erzielung
einer ausreichenden Belichtung der Hauptfenster (§ 4 Z. 3 und 21) der zulässigen
(bestehende bewilligte und zukünftig bewilligungsfähige) Gebäude der Nachbarn
dienen.

Der Einwand bezüglich der Existenz gemeinsamer Wände zwischen den
Liegenschaften Hauptplatz 21 und Hauptplatz 22 stellt insofern ein subjektiv-
öffentliches Nachbarrecht dar, als die Standsicherheit der Bauwerke des Nachbarn
betroffen sein könnte.
Zur Klärung des Sachverhaltes wurde im Zuge der Bauverhandlung die
Nachreichung eines Gutachtens eines Vermessungstechnikers verlangt. Dieses soll
zur Klärung dienen, inwieweit tatsächlich gemeinsame Mauern an der
Grundstücksgrenze vorhanden sind.
Der lngenieurskonsulenten für Vermessungswesen, Dl Ralph Marake, Vertreter der
Bauwerberschaft, legt den Sachverhalt wie folgt dar:

Es ist eine gemeinsame Mauer existent, allerdings, entgegen der Behauptung des
Einschreiters, nicht entlang der gesamten gemeinsamen Grundstücksgrenze

. .sondern lediglich bis zu einer Tiefe von ca. 28,20 Meter ab der Straßenfluchtlinie
: i.lll'lauptplatz.



im Anschluss daran gibt es lt. Dl nllrr"t"-llin" gemeinsame Mauer mehr. Vielmehr
kommt der Gutachter zu dem Schluss, dass im Bereich des erdgeschoßigen
Geschäftstraktes Maier sehr wohl eine eigene Wand für jedes Grundstück existiert.
Aus der Naturaufnahme der Arge Vermessung kann ebenfalls geschlossen werden,
dass der Geschäftstrakt über eine eigene Außenwand im Bereich der gemeinsamen
Grundstückgrenze verfügt.
Aus dem Bauakt der Liegenschaft Mair geht hervor, dass bei der Errichtung dieses
Geschäftstraktes (Einreichplan vom 25.4.2000) eine eigene Mauer für diesen
errichtet wurde.

lm Bereich nach dem erdgeschoßigen Geschäftstrakt Mair bis zur Grundstücks-
grenze mit der Schaumannstraße erfährt die bauliche Ausbildung laut Gutachten Dl
Marake insofern eine Zäsur, als die Wandstärke deutlich reduziert wird. Dennoch
kommt Dl Marake zu dem Schluss, dass 2 aneinander gebaute Wände vorhanden
sind. Dieser Teil der Wand auf Seite Mair verfügt lt. Plan lediglich über eine
Wandstärke von ca. 20cm.
Dem gegenüber steht die Plandarstellung der Arge Vermessung,.welche im Auftrag
des Nachbarn Mair aktiv wurde. Gemäß dieser beträgt die Wandstärke dieses
Mauerabschnittes zumindest ca. 25 bis 30cm.
ln Natur bildet dieser Wandabschnitt einen Rücksprung auf ca. Geschoßhöhe, so
dass oben auf der Mauer eine ebene, horizontale Fläche entsteht. Auf dieser Ebene
lagern Holzträger einer Vordachkonstruktion (auf Seite Mair). Die Tiefe dieser Ebene
entspricht in etwa jenen Maßangaben, welche sich dem Gutachten Marake bzw. der
Naturaufnahme der Arge Vermessung entnehmen lassen.

Auf Grund der sich deckenden Ergebnisse des Gutachtens Dl Marake und der
Naturaufnahme der Arge Vermessung, dem Konsens aus der Aktenlage sowie der
Beobachtung in Natur ergibt sich der Schluss, dass im Bereich des Straßentraktes,
bis ca. 28,20 Meter hinter der Straßenfluchtlinie Hauptplatz, eine gemeinsame
Mauer an der Grundstücksgrenze besteht. Lt. Planbeilagen bleibt diese
gemeinsame Wand bestehen. lm Anschluss daran soll der Abbruch erfolgen.
Vor allem im Übergangsbereich zwischen jenem Gebäudeteil der bestehen bleibt
und dem abzubrechenden Teil ist dafür Sorge zu tragen, dass die gemeinsame
Wand zur Gänze tatsächlich bestehen bleibt. Ein Abbruch darf erst in jenen
Bereichen erfolgen, in welchen tatsächlich 2 getrennte Außenwände an der
gemeinsamen Grundstücksgrenze bestehen. Dies ist laut Einreichplan ,,Keller" des
Planverfassers Leonardi Baumanagement GmbH. besonders im angesprochenen
Übergangsbereich zu beachten.
Sollte im Zuge der Abbrucharbeiten festgestellt werden, dass gemeinsame Wände
auch in Bereichen vorhanden sind, in denen lt. Vermessungsgutachten nicht davon
ausgegangen werden kann, so sind die Abbrucharbeiten sofort zu unterbrechen und
sowohl der betroffene Nachbar aus auch die Behörde unverzüglich zu verständigen.
Gegebenenfalls ist in weiterer Folge gem. § 10 Abs. 8 vorzugehen.

Bezüglich der eingewendeten Überschreitung der Gebäudehöhe und damit
verbunden die Reduktion der Sonneneinstrahlung bzw. der Verlust an
Lebensqualität schließt sich die Behörde der Stellungnahme des
Bausachverständigen im Zuge der Bauverhandlung an.

Der Bauwerber hat mit Gutachten ,,Schalluntersuchung" sowie ,,Luftschadstoff-
untersuchung" der Rosniak & Partner ZT GmbH. dargelegt, dass die jeweiligen
Grenzwerte eingehalten werden.

Hinsichtlich der befürchteten Schäden aus der Bauführung selbst ist vor Beginn

iqglicher Abbruch- und Bauarbeiten ein Beweissicherungsverfahren durchzuführen.
Dieses hat in Absprache und unter Anwesenheit des Nachbarn zu erfolgen. Über die
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Beweissicherung ist ein Protokoll zu verfassen, welches dem Nachbarn in Kopie
auszuhändigen ist.

Der Anrainer Roman Kalab hat in offener Frist folgenden Einwand erhoben:

,,lch lege Einspruch gegen das Bauvorhaben Hauptplatz 22 ein, da ich mich von den
entstehenden Abgasen und dem Lärm der zusätzlichen Autos erheblich
beeinträchtigt fühle."

Dazu stellt die Baubehörde fest:

Der Bauwerber hat mit Gutachten ,,Schalluntersuchung" sowie ,,Luftschadstoff-
untersuchung" der Rosniak & Partner ZT GmbH. dargelegt, dass die jeweiligen
Grenzwerte eingehalten werden.

Das geplante Bauvorhaben entspricht in seiner Form dem ortsüblichen
Erscheinungsbild und fügt sich somit ins Umfeld ein.

Das Vorhaben steht mit den Bestimmungen der NÖ BO 14, dem
Flächenwidmungsplan und dem Bebauungsplan im Einklang und konnte unter
Vorschreibung der im Spruch enthaltenen Auflagen bewilligt werden.

Die Verfahrenskosten wurden wie folgt berechnet:

Venrualtungsabgabe gem. NÖ Gemeinde-Venivaltungsabgabentarif 2015

gem. Tarifpost 29

(Bundesgebühr

in der Höhe von € 1.095,-

in der Höhe von € 225,60)

Es war deshalb wie im Spruch zu entscheiden.

HINWEIS
Die Bauwerberschaft wird darauf hingewiesen, dass gegenständliches Gebäude
(teilweise) unter Denkmalschutz steht. Es ist demzufolge, parallel zur
baubehördlichen Bewilligung, die Einholung einer Genehmigung durch das
Bu ndesden km alamt zu enruirken.

RECHTSM!TTELBELEHRU NG

Gegen diesen Bescheid kann binnen zwei Wochen ab Zustellung beim
Gemeindeamt schriftlich, im Wege automationsunterstützter Datenübertragung unter
stadtamt@korneuburg.gv.at oder in jeder anderen technisch möglichen Weise
Berufung erhoben werden. Anbringen, welche in offener Frist, außerhalb der
Amtsstunden bei der Behörde einlangen, gelten als rechtzeitig eingebracht.
Behördliche Entscheidungsfristen beginnen jedoch erst mit Wiederbeginn der
Amtsstunden zu laufen. Die Berufung hat den angefochtenen Bescheid zu
bezeichnen und einen begründeten Berufungsantrag zu enthalten.

Bundesgebühr in der Höhe von EUR 14,30 zu entrichten.FüT

Für
lng.



Hievon werden verständiqt:

1) Der Bauwerber und Grundeigentümer:
IGHS 16 lmmobilienbesitz GmbH , Schweizertalstraße 29d, A-1 130 Wien

2) Der Verfasser der Projektunterlagen:
Leonardi Baumanagement GmbH., Wimmergasse 2911, 1050 Wien

3) Der Bauführer:
ist vor Baubeginn namhaft zu machen

4) Anrainer
Dr. Mair Markus, Hofaustraße 11, A-2100 Korneuburg
Kalab Roman, Schaumannstraße28 l1 , A-2100 Korneuburg 

.

d ie Städtische Wasserversorgung Korneuburg, zur Kenntnis

das Kammeramt Korneuburg, zur Kenntnis

das Stadtbauamt Korneuburg, mit dem Original der Verhandlungsschrift und einem
Plan zum Bauakt
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